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Amtlicher Teil. 


L Verfügungen u. Bekanntmachungen des Landrats u. des Kreis⸗Ausſchuſſes. 


Reglement 


1 
über die 
Ausführung der Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten. 
0 Unter Aufhebung der Reglements vom 18. September 1893 werden zur Aus⸗ 


30 "ung der Verordnung vom 30. Mai 1849 (Geſetz-Samml. S. 205), des Geſetzes vom 

S. 40 fil 1851 (Geſetz-Samml. S. 216), des Geſetzes vom 11. März 1869 (Geſetz⸗Samml. 

des 0, des S 2 des Geſetzes vom 23. Juni 1876 (Geſetz⸗Samml. S. 169, des S 10 

16930 etzes vom 18. Februar 1891 (Geſetz-Samml. S. 11), des Geſetzes vom 29. Juni 

für de Geſetz Samml. S. 103) und des Geſetzes vom 2. Juli 1900 (Geſetz⸗Samml. S. 245) 
en mfang der Monarchie die folgenden näheren Beſtimmungen getroffen. 


I. Wahl der Wahlmänner. 


oder. 8 1. Die Landräte — in den Hohenzollernſchen Landen: die Oberamtmänner — 
um Falle des S 6 der Verordnung vom 30. Mai 1849, die Gemeinde-Verwaltungs⸗ 
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behörden, haben die Aufſtellung der Urwählerliſten zu veranlaſſen (§ 15 der Verordnung 
vom 30. Mai 1849). b. 
Dieſelben Behörden haben die Urwahlbezirke (§8§ 5, 6, 7 der Verordnung) 46 
zugrenzen und die Zahl der auf jeden Urwahlbezirk entfallenden Wahlmänner (88 * 
7 der Verordnung) feſtzuſetzen. 
Die Zahl der Wahlmänner des Urwahlbezirks und deſſen allgemeine Abgrenzung 
iſt auf der Urwählerliſte (§S 3 dieſes Reglements) anzugeben. 
§ 2. Kein Urwahlbezirk darf weniger als 750 und mehr als 1749 See 
umfaſſen. 1 00 
Bei Berechnung der Seelenzahl ſind die zum aktiven Heere gehörigen Milital 
perſonen der Zivilbevölkerung hinzuzuzählen. 9 
Maßgebend iſt die bei der letzten allgemeinen Volkszählung ermittelte ortsal 
weſende Bevölkerung. 4 
Wird danach bei der Bildung der Urwahlbezirke die Zuſammenlegung von 00 
meinden (Ortskommunen, ſelbſtändigen Gutsbezirken uſw.) aus verſchiedenen Am r 
bezirken der im § 1 dieſes Reglements bezeichneten Behörden erforderlich, fo find hierülb 
die näheren Anordnungen durch die nächſthöhere Verwaltungsbehörde zu treffen. 
Die Bewohner der von ihrem Hauptlande getrennt liegenden Gebietsteile mil 
ſoweit dieſe in ſich keinen Urwahlbezirk bilden können, mit nächſtgelegenen Gemeine 
ihres Hauptlandes zuſammengelegt werden. 1 
Sonſt muß jeder Urwahlbezirk ein möglichſt zuſammenhängendes und abs 
rundetes Ganzes bilden. 


8 3. Die Aufſtellung der Urwählerliſte liegt der Gemeinde-Verwaltungsbehd 
(in ſelbſtändigen Gutsbezirken dem Gutsvorſteher) ob. In Gemeinden, die in me) 
a geteilt find, erfolgt die Aufſtellung der Urwählerliſten nach den einzel 
ezirken. Ain 
Bei jedem einzelnen Namen iſt der Vetrag der direkten Staatsſteuern Ei 
kommen⸗, Ergänzungsſteuer und Gewerbeſteuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
ſowie der direkten Gemeinde⸗, Kreis⸗ und Provinzialſteuern — in der Provinz DAN 
Naſſau auch der Bezirksſteuern —, welchen der Urwähler in der Gemeinde oder in 5 
aus mehreren Gemeinden zuſammengeſetzten Urwahlbezirk zu entrichten hat, in Gille 
Summe anzugeben. an 
Dabei treten an Orten, wo direkte Gemeindeſteuern nicht erhoben werden, 
deren Stelle die vom Staate veranlagte Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer. 
Direkte Steuern, welche außerhalb der Gemeinde oder des aus mehreren G des 
zuſammengeſetzten Urwahlbezirks in Preußen zu entrichten ſind, kommen auf Antrag den 
betreffenden Urwählers mit zur Anrechnung, wenn ihr Betrag der mit Aufſtelluug n 
Urwählerliſte betrauten Behörde ſpäteſtens innerhalb der in § 4 dieſes Reglements 
geſchriebenen Einſpruchsfriſt glaubwürdig nachgewieſen wird. jeſet 
Für jede nicht zur Staatseinkommenſteuer veranlagte Perſon iſt an Stelle lt 


len 


fell 


1 
emeinde 


dle! 


Steuer ein Betrag von drei Mark zum Anſatz zu bringen und zwar auch in dem Ja, 
daß für einen ſolchen Urwähler eine andere, von ihm zu entrichtende direkte Sta 
Gemeinde- uſw. Steuer anzurechnen iſt. 5 Pro 
In den Hohenzollernſchen Landen find an Stelle der direkten Kreis- und "op 
vinzialſteuern die direkten Amts- und Landeskommunalabgaben und, im Falle des 
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85 3, die vom Staate veranlagte Grund-, Gefälle, Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer an⸗ 
en (Geſetz vom 2. Juli 1900). 
Cop, In Helgoland ift nur die dort zur Hebung kommende Einkommenſteuer in An- 
ung zu bringen. (§ 10 des Geſetzes vom 18. Februar 1891). 


mei § 4. Die Urwählerliſte iſt von der Gemeinde⸗Verwaltungsbehörde in jeder Ge⸗ 
zuleide (Ortskommune, ſelbſtändigem Gutsbezirke uſw.) drei Tage lang öffentlich aus⸗ 
brtszen. Daß, und in welchem Lokale dies geſchieht, iſt beim Beginne der Auslegung in 
üblicher Weiſe bekannt zu machen. 


Ric Innerhalb drei Tagen nach dieſer Bekanntmachung ſteht es jedem frei, gegen die 
bal igkeit oder Vollſtändigkeit der Liſte bei der Behörde, welche die Auslegung bewirkt 


Kon oder dem von dieſer zu bezeichnenden Kommiſſar oder der dazu niedergeſetzten 
nmiſſion feine Einſprüche ſchriftlich anzubringen oder zu Protokoll zu geben. 

in Die Entſcheidung darüber erfolgt in den Städten — in der Provinz Hannover 

op en Städten, auf welche die revidierte Städteordnung vom 24. Juni 1858 (Han⸗ 

behhaſche Geſetz⸗Samml. S. 141) Anwendung findet — durch die Gemeinde-Verwaltungs⸗ 
br e, im übrigen durch den Landißt (Oberamtmann). 


ſcheir; Die Urwählerliſten ſind von der Gemeinde Verwaltungsbehörde mit einer Be⸗ 
bſfenigung über die nach ortsüblicher Bekanntmachung während drei daß i erfolgte 
ber liche Auslegung, ſowie mit einer Beſcheinigung darüber zu verſehen, daß innerhalb 
Einſpruchsfriſt keine Einſprüche erhoben oder die erhobenen erledigt ſind. 
und z Steht die Entſcheidung über die Einſprüche dem Landrat (Oberamtmann) zu, 
mä ‚nd ſolche erhoben, jo hat die Gemeinde-Verwaltungsbehörde nur die vorſchrifts⸗ 
Dee Auslegung der Lifte zu beſcheinigen und die Lifte ſofort nach Ablauf der Ein- 
die hs ift mit den eingegangenen Einſprüchen und dem Zeugnis, daß keine weiteren als 
ſunbeigefügten Einſprüche angebracht ſind, zur Entſcheidung an den Landrat (Ober⸗ 
lber ann) einzureichen, welcher nach Erledigung der Einſprüche die Beſcheinigung hier⸗ 
auszuſtellen hat. 


lien; § 5. Nach Auslegung der Urwählerliſten wird die Aufſtellung der Abteilungs— 
in folgendem Verfahren bewirkt: 


ver; Nach Anleitung des anliegenden Formulars werden die Urwähler in der Ordnung 
fürn; chnet, daß mit dem Namen des Höchſtbeſteuerten angefangen wird, dann derjenige 
weste welcher nächſt jenem die höchſten Steuern entrichtet, und ſo fort bis zu denjenigen, 
ache die geringſte Steuer zu zahlen haben. Zuletzt ſind diejenigen Urwähler einzu⸗ 
dem „für welche nur der Betrag von drei Mark an Stelle der Staatseinkommenſteuer 
ß 8 3 Abſ. 5 dieſes Reglements in Anſatz zu bringen iſt. 
der Alsdann wird die Geſamtſumme aller Steuern berechnet, und endlich die Grenze 
Io (Abteilungen dadurch gefunden, daß man die Steuerſumme der einzelnen Urwähler 
aller Je zuſammenrechnet, bis das erſte und dann das zweite Drittel der Geſamtſumme 
Steuern erreicht iſt. 
weſch Die Urwähler, auf welche das erſte Drittel fällt, bilden die erſte, diejenigen, auf 
dh 908 das zweite Drittel fällt, die zweite, die übrigen die dritte Abteilung. In die 
Deitte Abteilung gehört auch derjenige, deſſen Steuerbetrag nur teilweiſe in das höhere 
el fällt. Wird bei Bildung der erſten Abteilung das erſte Drittel hierdurch über⸗ 


% 
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ſchritten, fo wird bei Bildung der beiden folgenden Abteilungen nur derjenige Teil der Geſame 
ſteuer zugrunde gelegt, welcher nicht von den Urwählern der erſten Abteilung gekras, 
wird, dergeſtalt, daß diejenigen, welche die Hälfte dieſes Reſtes der Geſamtſteuer trage!“ 
die zweite und die übrigen die dritte Abteilung bilden. ich 
Ergiebt ſich nach vorſtehendem, daß Urwähler, welche zu einer Staatsſteuer 1110 
veranlagt ſind, in die zweite oder erſte Abteilung gelangen würden, ſo ſind dieſe J 15 
wähler gleichwohl der dritten Abteilung zuzuteilen und die für fie in Auſatz gebrachte 
Steuerbeträge von der für die erſte und zweite Abteilung berechneten Steuerſumme je“ 
zuziehen. Diejenigen Urwähler, auf welche die erſte Hälfte der übrig bleibenden Sunn 
ganz oder teilweiſe entfällt, bilden dann die erſte, die übrigen, nicht zur dritten Abteilu 
gehörigen Urwähler die zweite Abteilung. Jen 
Kein Urwähler kann zwei Abteilungen zugleich angehören. Läßt ſich bei gleich 
Steuerbeträgen nicht entſcheiden, welcher unter mehreren Urwählern zu einer beſtimm 10 
Abteilung zu rechnen iſt, ſo giebt die alphabetiſche Ordnung der Familiennamen, 
gleichen Namen das Los den Ausſchlag. 5 
6. In Gemeinden, welche für ſich einen Urwahlbezirk bilden, und in Urwal 
bezirken, welche aus mehreren Gemeinden beſtehen, wird nur eine Abteilungsliſte aug 
fertigt. Im erſten Fall ſtellt fie die Gemeinde⸗Verwaltungsbehörde, im anderen 
Landrat (Oberamtmann) auf. In Gemeinden, welche in mehrere Urwahlbezirke ger 
ſind, wird für jeden Urwahlbezirk eine beſondere Abteilungsliſte von der Gemeinde⸗ 
waltungsbehörde angefertigt. i 
§ 7. Die Feſtſtellung der Abteilungsliſten erfolgt durch die im § 1 dieſes Ne 
lements bezeichneten Behörden. bel 
Dieſelben Behörden haben auch die im § 16 Abſ. 2 der Verordnung gedach 
Anordnungen zu treffen. pi 
88. Nach Feſtſtellung der Abteilungsgrenzen bleibt für die Reihenfolge m 
Urwähler innerhalb der Abteilungen dieſelbe Ordnung nach den Steuerſätzen maßge . 
in welcher die Urwähler bei Aufſtellung der Abteilungsliſte verzeichnet worden ſind N» 
dieſes Reglements). Die gleichbeſteuerten Urwähler derſelben Abteilungen und die puts 
freien Urwähler werden alphabetiſch nach Familiennamen und bei gleichen Namen 
das Los geordnet. 


ell 
8 9. In betreff des Einſpruchsverfahrens gegen die Abteilungsliſte, insbeſone 


teilungsliſte in dem betreffenden Urwahlbezirke, oder doch in dem Gemeindebezirke, ben 
> gilt 


m 
Nachdem die Abteilungsliſte durch die Beſcheinigung, daß keine Einsprüche 


l. 

Dieſe iſt demnächſt dem Wahlvorſteher zur Benutzung bei der Wahl zußuſd 

§ 10. Die ſämtlichen Urwähler des Urwahlbezirks werden zu einer, für die rs 
beteiligung möglichſt günſtigen, von den im § 1 dieſes Reglements bezeichneten 
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beſtimmenden Stunde des Tages der Wahl in ortsüblicher Weiſe zuſammenberufen, 

ei zugleich das Wahllokal und der Name des Wahlvorſtehers, ſowie ſeines Stellver⸗ 

ers bekannt zu machen iſt. 

7 Darüber, daß dieſes geſchehen iſt, haben die Behörden, welche die Auslegung der 
an lerliften bewirkt haben (8 4 dieſes Reglements), ſpäteſtens im Wahltermine dem 

le Rvorſteher eine Beſcheinigung einzureichen, welche dem Protokoll (§ 22 dieſes Reg⸗ 
its) beizufügen iſt. 


bez, § 11. In den Provinzen Schleswig⸗Holſtein und Hannover kann für Urwahl⸗ 

Harke, welche ganz oder teilweiſe aus Inſeln beſtehen, je nach der Brtlichkeit und dem 

bon kfuis, von einer Wahlverſammlung für den ganzen Bezirk abgeſehen und 

des dem Regierungspräſidenten die Abhaltung von Wahlverſammlungen für einen Teil 

17 Bezirks oder für jede einzelne Inſel angeordnet werden ($ 2 Nr. 1 des Geſetzes vom 
März 1869). 

0 In den Hohenzollernſchen Landen kann für Urwahlbezirke, welche aus mehreren 

der Toneinander entfernten Gemeinden beſtehen, durch den Regierungspräſidenten je nach 

ſchie rtlichkeit und dem Bedürfnis die Abhaltung von Wahlverſammlungen an ver⸗ 
denen Stellen des Urwahlbezirks angeordnet werden. ($ 2 Nr. 2 Abſ. 2 des Geſetzes 

m 30. April 1851). 

u en., Der Wahlvorſteher iſt dann verpflichtet, die Wahlen an den verſchiedenen Orten 

An ein Zeitraume von höchſtens drei Tagen, mit Einſchluß des von dem Miniſter des 

dh ern beſtimmten Tages der Wahl, in Ausführung zu bringen. In einer gleich langen 
it {ft die etwa erforderliche engere Wahl zu bewirken. 

neue 9; Der Wahlvorſteher ernennt an jedem Orte, wo er eine Wahlverſammlung abhält, 

Beiſitzer, erforderlichenfalls auch einen neuen Protokollführer. 

ſind Von dem Wahlvorſtande desjenigen Ortes, wo die letzte Wahlverſammlung ſtatt⸗ 
et, wird die Wahlverhandlung abgeſchloſſen und das Ergebnis verkündet. 

diese ; Wird eine engere Wahl nötig, ſo ſtellt der Wahlvorſteher die Kandidatenliſte für 

in e Wahl nach § 17 dieſes Reglements feſt. Er läßt alsdann ſogleich die Verſammlung 

leuebelcher die erſte Wahlhandlung geſchloſſen wurde, durch weitere Abſtimmung den 

gegehe Wahlakt beginnen, und führt ihn demnächſt in den anderen Orten, nach den oben 

enen Beſtimmungen, zum Schluß. 


den ge. § 12. Der Wahlvorſteher ernennt aus der Zahl der Urwähler des Wahlbezirks 
r Protokollführer und 3 bis 6 Beisitzer welche mit ihm den Wahlvorſtand bilden ($ 20 
ordnung). 
eiford „Für eine von einer einzelnen Abteilung vorzunehmende Nachwahl können, ſoweit 
Urn erlich, zu Beiſitzern oder zum Protokollführer Urwähler einer anderen Abteilung des 
ahlbezirks ernannt werden. 


Brot §.13. Die Wahlverhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahlvorſteher den 
weiſt tollführer und die Beiſitzer mittels Handſchlages an Eides Statt verpflichtet. Er 
bin, auf die für die Wahl maßgebenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen 
on denen ein Abdruck im Wahllokal auszulegen iſt. 
Wah. Jeder nicht ſtimmberechtigte Anweſende wird zum Abtreten veranlaßt und ſo die 
berechtirſammlung gebildet. Die vorübergehende Anweſenheit ſolcher nicht ſtimm⸗ 
igter Perſonen, ohne deren Tätigkeit der zweckentſprechende und ordnungsmäßige 


kit 


boy 


* 


— 389 — 


Verlauf der Wahlverhandlung nach dem Ermeſſen des Wahlvorſtehers nicht möglich if 
iſt zuläſſig. 
Nach Bildung der Wahlverſammlung erſcheinende Urwähler melden ſich bei daß 
Wahlvorſteher und können an den noch nicht geſchloſſenen Abſtimmungen teilnehngag 

f Abweſende können in keiner Weiſe durch Stellvertreter oder ſonſt an der Wa 
teilnehmen. 


§ 14. Die dritte Abteilung wählt zuerſt; die erſte zuletzt. Sobald die Wahl 
verhandlung einer Abteilung geſchloſſen iſt, werden ihre Mitglieder, ſoweit fie nicht i 
Wahlvorſtande ſitzen, zum Abtreten veranlaßt. 


§ 15. Der Protokollführer ruft die Namen der Urwähler abteilungsweiſe in del 
ſelben Folge auf, wie fie in der Abteilungsliſte verzeichnet find (88 5 und 8 dieſes Reh 
lements), wobei mit dem Höchſtbeſteuerten angefangen wird. Jeder Aufgerufene tritt 
den zwiſchen der Verſammlung und dem Wahlvorſteher aufgeſtellten Tiſch und nenn 
unter genauer Bezeichnung den Namen des Urwählers, welchem er ſeine Stimme gebe, 
will. Sind mehrere Wahlmänner zu wählen, jo nennt er ſogleich ſo viele Namen, au 
Wahlmänner in der Abteilung zu wählen ſind. Die genannten Namen trägt der Proto 
kollführer ſofort und in Gegenwart des Urwählers neben deſſen Namen in die 
teilungsliſte ein. 


§ 16. Die Wahl erfolgt nach abſoluter Mehrheit der Stimmenden. 9 

Ungültig ſind, außer den im § 22 Abſ. 2 der Verordnung bezeichneten, 4 
ſolche Wahlſtimmen, welche auf andere als die nach 8 18 Abſ. 1 der Verordnung od 
nad) § 17 dieſes Reglements wählbaren Perſonen fallen. 

Ueber die Gültigkeit einzelner Wahlſtimmen entſcheidet der Wahlvorſtand. 


§ 17. Soweit ſich bei der erſten Abſtimmung abſolute Stimmenmehrheit nic 
ergiebt, kommen diejenigen, welche die meiſten Stimmen haben, in doppelter Anzahl 5 
noch zu wählenden Wahlmänner auf die engere Wahl. igel 
Iſt die Auswahl der hiernach zur engeren Wahl zu bringenden Perſonen zwei 
haft, weil auf zwei oder mehrere eine gleiche Stimmenzahl gefallen iſt, ſo entſchel 
zwiſchen dieſen das Los, welches durch die Hand des Wahlvorſtehers gezogen wird. die 
Eine engere Wahl findet auch dann ſtatt, wenn bei der erſten Abſtimmung ”- 
Stimmen zwiſchen zwei oder — wenn es ſich um die Wahl zweier Wahlmänner handelt f 
zwiſchen vier Perſonen ganz gleich geteilt find. Tritt dieſer Fall bei der engeren 1 
ein, jo entſcheidet das Los zwiſchen den zwei oder vier Perſonen. Erhält bei der engere 
Wahl nur ein Wahlmann die abfolute Stimmenmehrheit, während zwei zu wäh 
waren, fo ift der zweite Wahlmann in einer zweiten engeren Wahl gemäß den vorſtehend 
Vorſchriften zu wählen. Im übrigen findet eine zweite engere Wahl nicht ſtatt. en 
Wenn bei einer Abſtimmung die abſolute Stimmenmehrheit auf mehr Perſoln 
gefallen iſt, als Wahlmänner zu wählen waren, ſo ſind diejenigen gewählt, welche! 
höchſte Stimmenzahl haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet auch hier das Los. 


s 1. 
§ 18. Die gewählten Wahlmänner müſſen ſich, wenn fie im Wahltermine en 
weſend ſind, ſofort, ſonſt binnen drei Tagen, nachdem ihnen die Wahl angezeigt iſt, fin 
klären, ob ſie dieſe annehmen, und, wenn ſie in mehreren Abteilungen gewählt ſind, 
welche Abteilung ſie die Wahl annehmen wollen. 
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3 Annahme unter Proteſt oder Vorbehalt, ſowie das Ausbleiben der Erklärung 
er die dreitägige Friſt hinaus, gilt als Ablehnung. 
Jede Ablehnung hat für die Abteilung eine neue Wahl zur Folge. 
§ 19. Erfolgt die Ablehnung ſofort im Wahltermin und bevor die Wahl⸗ 
handlung der betreffenden Abteilung geſchloſſen iſt (8 14 dieſes Reglements), ſo hat 
* Wahlvorſteher ſofort eine neue Wahl vorzunehmen. 
be; Erfolgt die Ablehnung ſpäter oder geht binnen 3 Tagen ($ 18 dieſes Reglements) 
10 Erklärung des Gewählten ein, ſo hat der Wahlvorſteher die betreſſende Abteilung 
Aer Beobachtung der im $ 10 dieſes Reglements gegebenen Beſtimmungen unverzüglich 
1 wenn möglich, ſo zeitig zu einer neuen Wahl zuſammenzurufen, daß der zu er⸗ 
ählende Wahlmann noch an der Wahl des Abgeordneten teilnehmen kann. 
gel § 20. Iſt in einem Urwahlbezirke die Wahl eines Wahlmannes nicht zuſtande 
ommen, oder die Wahl für ungültig erklärt worden, ſo iſt, ebenſo wie bei ſonſtigem 
9 usſcheiden von Wahlmännern (8 18 der Verordnung), vor der nächſten Wahl eines 
Abgeordneten eine Erſatzwahl durch den Regierungspräſidenten (für Berlin durch den 
erpräſidenten) anzuordnen. 
de § 21. Wird die Erſatzwahl eines Wahlmannes nach Ablauf eines Jahres ſeit 
Ab letzten Wahl eines Abgeordneten erforderlich, ſo iſt ihr eine neue Urwähler⸗ und 
teilungsliſte, bei deren Aufſtellung und Auslegung die Vorſchriften dieſes Reglements 
beobachten ſind, zugrunde zu legen. 
/a § 22. Über die Verhandlung iſt ein Protokoll nach dem anliegenden Formular 
zunehmen. 


be 


de 


II. Wahl der Abgeordneten. 
8 23. Die Regierungspräſidenten (in Berlin ber Oberpräſident) haben die Wahl⸗ 
1 Aniffare für die Wahl der Abgeordneten zu beſtimmen und hiervon die Wahlvorſteher 
benachrichtigen. 
* 8 24. Die Wahlvorfteher reichen die Urwahlprotokolle dem Wahlkommiſſar ein. 
1 er Wahlkommiſſar ſtellt aus dieſen Protokollen ein nach Kreiſen, obrigkeitlichen Bezirken 
875 in ſonſt geeigneter Weiſe geordnetes Verzeichnis der Wahlmänner ſeines Wahl⸗ 
loßeks auf und veranlaßt, daß dieſes Verzeichnis durch Auslegung in den Geſchäfts⸗ 
0 alen der Landräte (Oberamtmänner), ſowie der Magiſtrate der einen eigenen Kreis 
nn Wahlbezirk bildenden Städte, und durch Abdruck in den zu amtlichen Bekannt⸗ 
achungen dienenden Blättern veröffentlicht wird. 
ge 8 25 Der Wahlkommiſſar ladet die Wahlmänner ſchriftlich zur Wahl der Ab⸗ 
ordneten ein. Die Zuſtellung iſt durch einen vereideten Beamten zu beſcheinigen. 
W Die Vorladung der Wahlmänner kann auch ſofort im Urwahltermine durch die 
Wablvorſteher bewirkt werden. Die Wahlvorſteher erhalten zu dieſem Zwecke ſeitens des 
ſcheblkomnuſſars die erforderliche Anzahl von Einladungsformularen und Behändigungs⸗ 
10 Sie haben jene mit der Adreſſe der Wählmänner zu verſehen und gegen Voll⸗ 
ng der Behändigungsſcheine auszuhändigen, auf dieſen aber die richtig erfolgte Zu⸗ 
nz beſcheinigen und fie gleichzeitig mit den Urwahlprotokollen dem Wahlkommiſſar 
chen. 
ebe § 26 Die Wahlverhandlung wird unter Hinweis auf die für die Wahl maß⸗ 
nden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen, von denen ein Abdruck im 
hllokal auszulegen iſt, eröffnet. 
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Der Protokollführer und drei bis ſechs Beiſitzer, welche mit dem Wahlkommiſſal 
den Wahlvorſtand bilden, werden von den Wahlmännern aus ihrer Mitte auf den Vor, 
ſchlag des Wahlkommiſſars gewählt und von dieſem mittels Handſchlages an Eibe 
ſtatt verpflichtet. m 

Dei der Entſcheidung der Verſammlung über die von dem Wahlkommiſſar f 
ungültig erachteten Uhrwahlen (§ 27 der Verordnung) find auch diejenigen Wahlmänne 
ſtimmberechtigt, deren Wahl von dem Wahlkommiſſar beanſtandet wird. l 

Im übrigen kommen die Beſtimmungen des § 13 dieſes Reglements zu 
Anwendung. 


§ 27. Die Wahl erfolgt, indem der nach der Reihenfolge des Verzeichniſſes 
(§ 24 dieſes Reglements) aufgerufene Wahlmann an den zwiſchen der Wahlverſammlung 
und dem Wahlkommiſſar aufgeſtellten Tiſch tritt und den Namen desjenigen nennt, beit 
er feine Stimme gibt. Sind mehrere Abgeordnete zu wählen, fo hat jeder Wahlman. 
ſogleich anzugeben, wen er an erſter, zweiter oder dritter Stelle zum Abgeordneten wählt 

Es iſt nicht unzuläſſig, für jede Stelle denſelben Namen zu nennen. 8 

Der Protokollführer trägt den oder die von dem Wahlmann bezeichneten Namen 
ſofort neben den Namen des Wahlmannes in die entſprechenden, zur Aufnahme der 2 
ſtimmungsvermerke beſtimmten Spalten der Wahlmännerlifte ein. Dabei find Abkürzungen 
ſtatthaft, welche keinen Zweifel über die gewählte Perſon laſſen. 


§ 28. Gewählt iſt, wer die abſolute Stimmenmehrheit (mehr als die Hälfte del 
für das betreffende Abgeordnetenmandat abgegebenen gültigen Stimmen) erhalten hat. 1 

Ergibt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo findet zwiſchen denjenigen beide. 
Kandidaten, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl ſtatt; 15 
dieſer iſt jede Wahlſtimme, welche auf einen anderen als die in der Wahl gebliebene 
Kandidaten fällt, ungültig. 174 

Erhalten bei der engeren Wahl beide Kandidaten gleichviel Stimmen, ſo entſcheide 
zwiſchen dieſen das Los, welches durch die Hand des Wahlkommiſſars gezogen wird. hr 

Iſt zweifelhaft, wer auf die engere Wahl zu bringen iſt, weil bei der erſten A 1 
ſtimmung auf zwei oder mehr Kandidaten gleichviel Stimmen gefallen ſind, ſo en 
ſcheidet zwiſchen dieſen gleichfalls das Los. 


§ 29. über die Gültigkeit einzelner Wahlſtimmen entſcheidet der Wahlvorſtand 


7 

§ 30. Der Gewählte iſt von der auf ihn gefallenen Wahl durch den Wahl 
kommiſſar in Kenntnis zu ſetzen und zur Erklärung über die Annahme, ſowie zun 
Nachweiſe, daß er nach § 29 der Verordnung wählbar iſt, aufzufordern 47 . 

Annahme unter Proteſt oder Vorbehalt, ſowie das Ausbleiben der Erflär 
über eine Woche hinaus, vom Tage der Zuſtellung der Benachrichtigung ab gerechn 
gilt als Ablehnung. Pe. 

In Fällen der Ablehnung oder Nichtwählbarkeit hat der Regierungspräſſde 
(für Berlin der Oberpräſident) fofort eine neue Wahl zu veranlaſſen, bei welcher nötig. 
falls ft neue Abſchrift der Wahlmännerliſte zur Eintragung der Abſtimmung zu 
nutzen iſt. 


III. Schlußvorſchriften. its 
S 31. Der Wahlvorſteher und der Wahlkommiſſar ſind für den vor 
mäßigen Verlauf der Wahlverhandlung verantwortlich; ſie find, ſoweit nicht Entſcheidun 
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des Wahlvorſtandes vorgeſchrieben ſind, berechtigt, alle zur geordneten Durchführung der 
ahlverhandlung erforderlichen Entſcheidungen und Anordnnngen allein zu treffen und mit 

22 geſetzlich zuläſſigen Mitteln in Vollzug zu ſetzen. Die Befugnis des Wahlvorſtandes, 
as Wahlergebnis feſtzuſtellen, wird durch dieſe Vorſchriſt nicht berührt. Beſchlüſſe des 
di ahlvorſtandes werden mit Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit entſcheidet 
le Stimme des Wahlvorſtehers (Wahlkommiſſars). 

§ 32. Sämtliche Verhandlungen, ſowohl über die Wahl der Wahlmänner, als 
auch über die Wahl der Abgeordneten, werden von dem Wahlkommiſſar dem Regierungs⸗ 
präſidenten (für Berlin dem Oberpräſidenten) gehörig geheftet, eingereicht, und hiernächſt 
em Miniſter des Innern zur weiteren Mitteilung an das Haus der Abgeordneten 
vorgelegt. 
Gi § 33. Dieſes Reglement findet zuerſt bei der nächſten, nach feiner Veröffent⸗ 
ichung ſtattfindenden Neuwahl des Hauſes der Abgeordneten (Artikel 75 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde) Anwendung. 

Berlin, den 14. März 1903. 

Königliches Staatsminiſterium. 

Gr. v. Auülow. Hchönſtedt. von Goßler. Gr. v. Voſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Irhr. v. Rheinbaben. v. Vodbielski. Irhr. v. Hammerſtein. Möller. Budde. 


0 Das vorſtehende neue Wahl⸗Reglement bringe ich hierdurch zur allgemeinen 
enntnis. 


Danzig, den 6. Auguſt 1903. Der Landrat. 
Anlage A. 
Abteilungsliſte“) 
des 
D Urwählbezirs R — fe 
ses Kreiſes (Oberamtsbezirks), Wahlbezirks be⸗ 
ſtehend aus der (den) Gemeindeln), (Ortſchaften) u. ſ. w.. 
oder: 
eee, des Kreiſes 
(Oberamtsbezirks) Wahlbezirk „ umfaſſend 
die Straßen (Stadtbezirke, Hausnummern u. ſ. w.: 8 
Der Urwahlbezirk enthältt Seelen, 
ee e Wählmänner, 
und zwar in der I. Abteilung 7 
77 77 „ 71 II. FF * 
N 6 7 . 1 
a Sulammene ren W- Wahlmänner. 


Unter ) Die Urwählerliſte iſt nach demſelben Muſter aufzuſtellen wie die Abteilungsliſte, mit dem 
für dachiede, daß die Abteilungsberechnung fortzulaſſen und hinter der Spalte „Vorname“ noch eine Spalte 
as Lebensalter der Urwähler hinzuzufügen iſt. 
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Anlage A. 8 


Lau⸗ 
Zuname 


Jahresbetrag der direkten 5 


Kommunalſteuern 
Gemeinde- ), 
Kreis-, Be⸗ 
zirks⸗ **) und 
Provinzialſteu⸗ 
ern), in Hohen: 
zollern: Ge⸗ 
meinde), Amts- 


Staatsſteuern 

(Einkommenſten 
er, Ergänzungs 

ſteuer, Gewerbe 
ſteuer vom Ge— 
werbebetriebe im 


ziel uſetzen: 3 M. 
ieee und Landeskom⸗ zuſeß 8 
zuſammen: munalabgaben] 

zuſammen: 
A. 2 . Id. fl. 


Vorname 


Stand 
oder 
Gewerbe 


Wohnort 


üꝗBG—ꝛ l— — 4 ĩ˙ämↄ ̃ — 
der Urwähler 


Urwähler iſt 
überhaupt zu 
keiner Art 


Urwähler von Staats- 
iſt nicht zur ſteuern veran⸗ 
Staatsein⸗lagt und ge⸗ 


kommenſteuer 115 1 
8 9 Abteilung. 
daher ſind an⸗[(wo zutreffend, 
neben dem 
Namen in 
dieſer Spalte 
ein Strich zu 
machen: 1). 


Summe der von 
jedem Urwähler 
zu zahlenden 
Steuern. 
(einſchl. der 3 Mk. 
für jeden nicht 
zur Staatsein⸗ 
kommenſteuer 
Veranlagten). 


Steuer⸗ 


betrag 


der 


Abteilung. 


Bemerkungen. 
* An Orten, wo 
direkte Gemeinde 
ſteuern nicht er⸗ 

hoben werden, 
treten an deren 

Stelle die vom 

Staate veran⸗ 
lagten Grund“ 

Gebäude- und 

Gewerbeſteuern 
(in Hohenzollern 
die vom Staate 

veranlagten, 

Grund⸗, Gefälle⸗ 

Gebäude- und 
Gewerbeſteuern). 
* Bezirksſteuern 

werden nur in 

der Provinz 

Heſſen⸗Naſſau 


. erhoben 
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Bekanntmachung. 


A Zur Ausführung des Abſchnitts IX des Seeunfallverſicherungsgeſetzes (R. G. 
tatt 1900 Seite 716) wird unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung vom 16. April 


Js. — 
gebracht: 


1. 


Amtsblatt Nr. 18 Seite 206 — hiermit folgendes zur öffentlichen Kenntnis 


Zu ermitteln iſt jede im Laufe des verfloſſenen Jahres als erwerbstätig 
beſchäftigt geweſene Perſon der im S 152 des Geſetzes bezeichneten Art ohne 
Rückſicht auf die Dauer ihrer Beſchäftigung. Bei der Ermittelung iſt nach 
den anliegenden, vom Reichsverſicherungsamte zuſammengeſtellten Grundſätzen 
zu . Bis auf weiteres haben die Ermittelungen alljährlich ſtatt⸗ 
zufinden. 


Den Erhebungen über die Zahl der in Frage kommenden Perſonen iſt das 


beiliegende Formular zugrunde zu legen. 


Nach § 163 des Geſetzes fallen die Beiträge zur Hälfte den weiteren Kommunales 


verbänden zur Laſt, während die andere Hälfte von dem Unternehmer der 
nach § 152 des Geſetzes verſicherten Betriebe zu tragen iſt. Der weitere 
Kommunalverband hat beſtimmt, daß die Einziehung der Beiträge durch 
Vermittelung der Kreiſe zu erfolgen hat. 


Die Kreiſe können zur Vereinfachung und Erſparung von Weitläufigkeiten 
die auf die Unternehmer entfallenden Beiträge aus eigenen Mitteln beſtreiten. 
Es iſt ihnen auch geſtattet, nur einen Teil der auf die Unternehmer entfallenden 
Beiträge unterzuverteilen, z. B. nur die größeren Unternehmer mit Beiträgen 
heranzuziehen und die ärmeren Unternehmer frei zu laſſen. In dieſem Falle 
darf aber der auf die zuletzt genannten Unternehmer entfallende Anteil nicht 
auf die übrigen Unternehmer mitverteilt werden, vielmehr muß der Kreis die 
Beiträge für die freigelaſſenen Unternehmer aus eigenen Mitteln beſtreiten. 
Beſchlüſſe der Kreiſe wegen Übernahme der Beiträge der Unternehmer auf 
eigene Mittel bedürfen nach ausdrücklicher Vorſchrift des Geſetzes der Ge⸗ 
nehmigung der Kommunalaufſichtsbehörde. Sofern eine ſolche Übernahme 
nicht ſtattfindet, können die Kreiſe beſtimmen, daß die Unternehmer einen 
Wechſel in der Perſon desjenigen, für deſſen Rechnung der Betrieb erfolgt, 
binnen einer näher zu bezeichnenden Friſt dem Landrat anzeigen müſſen, 
widrigenfalls der bisherige Unternehmer nach Maßgabe des § 62 des Geſetzes 
für die Beiträge haftet. 


Die mit der Einziehung der Beiträge beauftragten Kreiſe haben jedem 
Unternehmer eine ſchriftliche Mitteilung über den auf ihn entfallenden Beitrag 
zuzuſtellen. In die Mitteilung iſt der Vermerk aufzunehmen, daß gegen die 
Heranziehung zu den Beiträgen innerhalb zweier Wochen nach der Zuſtellung 
die Beſchwerde, die jedoch nur auf die Behauptung geſtützt werden könne, 
daß eine Verpflichtung zur Entrichtung von Beiträgen nicht vorliege, an das 
Reichs⸗Verſicherungsamt zugelaſſen ſei und das andere aus der Heranziehung 
zu Beiträgen abgeleitete Beſchwerden innerhalb zweier Wochen nach der Zus 
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ſtellung an die Kommunalauſſichtsbehörde zu richten ſeien, welche endgültig 
entſcheide. 
Die Ablieferung der Beiträge an den Provinzialverband hat in dieſem 
Jahre unverzüglich, in den folgenden Jahren bis zum 15. März zu erfolgen. 
Danzig, den 21. Juni 1903. 


Der Ober⸗Präſident. 
gez. Delbrück. 


Zuſammenſtellung 


der 


Grundſätze, welche für die Ermittelung der in der Bekanntmachung von 
23. Januar 1903 bezeichneten Perſonen maßgebend find *). 


I. Der vom Reichsverſicherungsamt feſtgeſetzte Beitrag iſt in erſter Linie zu end 
richten für alle Perſonen, die zur Beſatzung eines Seefiſchereifahrzeuges gehören. 
a) Zur Beſatzung eines Fahrzeuges ſind alle im Dienſte des Unternehmers 

ſtehenden Perſonen zu rechnen, die auf dem Fahrzeuge ſelbſt zu Schiffszwecken 
tätig find. Die Anſtellung auf dem Schiffe braucht keine dauernde zu vi 
Jedoch ift kein Beitrag zu entrichten für Perſonen, die nur gelegentlich un 
vorübergehend auf einem Fiſchereifahrzeuge tätig find. Um Ungleichmäßigkeiten, 
die in dieſer Beziehung Platz greifen könnten, zu vermeiden, find alle Perſonen, 
die insgeſamt nicht mehr als zwei Wochen im Jahre auf dem Fahrzeuge 
tätig find, für die Beitragserhebung außer Betracht zu laſſeu. Auch 5 
Perſonen, die zwar in einem Fiſchereibetriebe, jedoch nicht „auf dem Fahr; 
zeuge“ Verwendung finden, iſt kein Beitrag zu entrichten. Beiträge ſind Din 
gegen auch für ſolche zur Beſatzung gehörende Perſonen zu entrichten, die d 
dem Betriebsunternehmer in verwandtſchaftlichen Beziehungen ſtehen, ſelbſ 
wenn ſie für ihre Tätigkeit eine Vergütung nicht erhalten. . richt 

bp) In Betracht kommt die Beſatzung aller Seefiſchereifahrzeuge ohne Nüditd . 
auf Größe, Bauart, Gattung und Art der Fortbewegung (Dampf, fonftld 
Maſchinenkraft, Segel, menſchliche Kräfte). Ausgenommen iſt allein die 9° 7 
ſatzung der Hochſeefiſcherei-Dampfer und der Heringslogger. 

c) Seefiſchereifahrzeuge im Sinne dieſer Beſtimmung ſind alle Fiſchereifahrzeuge, 
die ausſchließlich oder doch vorzugsweiſe verkehren entweder 3 
1. auf den eigentlichen Seegewäſſern außerhalb der Grenzen, die durch 3, 

der zum § 25 des Flaggengeſetzes vom 22. Juni 1899 erlaffenen 9 
führungsbeſtimmungen vom 10. November 1899 (Centralblatt für 
Deutſche Reich S. 380) feſtgeſetzt ſind, oder 


5 5 f ge 

*) Die Grundſätze, deren einfacherer Geſtaltung die Befonderheiten der zu berückſichligenden find 

ſetzlichen Beſtimmungen entgegenſtehen, haben nur für die Frage der Beitragserhebung Bedeutung, mas 

1 55 a auch durchweg für die Abgrenzung des Kreiſes der entſchädigungs berechtigten Perſonen 
gebend. 
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2. auf den Buchten, Haffen oder Watten der See oder 
3. auf den ſonſtigen mit der See in Verbindung ſtehenden Gewäſſern (Strom⸗ 
und Flußmündungen) innerhalb der vom Bundesrat durch Beſchluß vom 
13. Juni 1901 und vom 3. Juli 1902 beſtimmten Grenzen (zu vergleichen 
Centralblatt für das Deutſche Reich 1901 S. 230 und 1902 S. 234, ab⸗ 
8555 in den Amtlichen Nachrichten des R. V. A. 1901 S. 449 und 1902 
. 593). 

II. Der Beitrag iſt ferner zu entrichten für Perſonen, welche zur Beſatzung (zu ver⸗ 
gleichen Ziffer Ja) kleiner Seefahrzeuge gehören, die anderen Zwecken als der 
Fiſcherei dienen, falls die Fahrzeuge 
a) nicht mehr als fünfzig Kubikmeter Raumgehalt faſſen, 

b) nicht auf die Fortbewegung durch Dampf oder Maſchinenkraft eingerichtet ſind, 
e) nicht Zubehör eines größeren Fahrzeuges find, und vorausgeſetzt ferner, 
daß die Gewäſſer, auf denen die Fahrzeuge ausſchließlich oder doch über⸗ 
wiegend verkehren, Seegewäſſer im Sinne der Ziffer Ic 1 oder Ic 2 find, 
Nicht dagegen kommt hier — im Gegenſatz zu den unter J aufgeführten 
Perſonen — in Betracht die Veſatzung ſolcher Fahrzeuge, die ausſchließlich oder 
doch überwiegend auf Gewäſſern der unter Ic 3 bezeichneten Art (Strom⸗ und 
Flußmündungen) verkehren. 
Im übrigen iſt es unerheblich, ob das Seefahrzeug, zu deſſen Beſatzung 
die erwerbstätige Perſon gehört, offen oder gedeckt iſt, ob es auf Fortbewegung 
durch Segel oder nur durch Menſchenkraft eingerichtet iſt, und ob es dem 
Erwerbe oder anderen Zwecken (Sport, Vergnügen u. ſ. w.) dient. 
III. Beiträge find auch zu entrichten für jeden Unternehmer der Fiſcherei⸗ und Schiff⸗ 
fahrtsbetriebe der unter I und II bezeichneten Art, vorausgeſetzt, daß er 
1. zur Beſatzung des Fahrzeugs gehört, alſo ſelbſt das Fahrzeug bedient oder 
auf ihm den Fiſchfang betreibt, ferner 

2. bei dem Betriebe regelmäßig keinen oder nicht mehr als zwei Lohnarbeiter 
beſchäftigt, und 

3. die Fiſcherei oder Schiffahrt zu Erwerbszwecken, nicht zu anderen Zwecken 
(Sport, Vergnügungen u. ſ. w.) betreibt. 

IV. Für die Ehefrau iſt ein Beitrag nur als Mitunternehmerin, alſo nur dann zu 
entrichten, wenn ſie zur Beſatzung des Fahrzeugs gehört, indem ſie auf dem 
Fahrzeug an der Bedienung desſelben oder an dem Fiſchfange teilnimmt. 


5 Für jede der hiernach in Betracht kommenden Perſonen iſt der feſtgeſetzte Betrag 
˖ a demjenigen weiteren Kommunalverbande zu entrichten, in deſſen Bezirk der Betrieb, 
dem die Perſon beſchäftigt iſt, ihren Sitz hat. 
Nu... Für jede Berfon ift der Beitrag nur einmal zu entrichten, mag fie auch für mehrere 
detriebsunternehmer tätig ſein. Wenn im letzteren Falle die Betriebsunternehmer nach 
x Sitze ihres Betriebs verſchiedenen weiteren Kommunalverbänden angehören, ſo iſt 
r Beitrag dort zu entrichten, wo die erwerbstätige Perſon ihren Wohnſitz oder in Er⸗ 
Ngelung eines ſolchen ihren dauernden Aufenthalt hat. 
Berlin, den 23. Januar 1903. 


Das Reichs⸗Verſicherungsamt. 
gez. Gaebel. 


Kreis 
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Verzeichnis 


der Perſouen welche im Jahre 1902 im Kleinbetriebe der Seeſchifffahrt, ſowie 


in der 


See: und Küſtenfiſcherei bei in der Ortſc haft. wohnhaften 
Unternehmern beſchäftigt waren. 


Anweiſung zur Ausfüllung des Formulars. 


A. zu Spalte 2. 


IL 


I 


B. zu 
T 


IR 


„a) Kleinere Seefahrzeuge“. Zu berückſichtigen find Fahrzeuge, welche: 

1. anderen Zwecken als der Fiſcherei dienen, 

nicht mehr wie 50 Kubikmeter Brutto⸗Raumgehalt haben, 

nicht auf die Fortbewegung durch Dampf oder andere Maſchinenkräfte ein⸗ 
gerichtet ſind, 

nicht Zubehör eines größeren Fahrzeuges ſind und 

. ausſchließlich oder wenigſtens vorzugsweiſe 
a) auf der eigentlichen See oder 
b) auf den Buchten, Haffen und Watten der See fahren. (Fahrt auf Strom⸗ 


und Flußmündungen genügt nicht.) 
„b. See: und Küſtenfiſchereifahrzeuge“. Zu berückſichtigen find alle der 
Fiſcherei dienenden Fahrzeuge ohne Rückſicht auf Größe und Fortbewegungsart, 
ſofern die Fiſcherei 
1. auf der eigentlichen See oder 
2. auf den Buchten, Haffen und Watten der See oder 


3. auf den Strom⸗ und Flußmündungen betrieben wird, ausgenommen 
Hochſeeſiſcherei⸗Dampfer und Herings⸗ 
logger. 


Spalte 4: 


S S 


Aufzunehmen iſt jede zur Beſatzung des Fahrzeugs gehörige Perſon, ſofern 15 


im Lauf des Jahres insgeſamt länger als 2 Wochen beſchäftigt worden tr 

Auch Verwandte des Unternehmers find aufzunehmen, ſelbſt wenn fie eine Del 

gütung für ihre Tätigkeit nicht erhielten. 

Der Unternehmer ſelbſt iſt (außer in Spalte 2) auch in Spalte 4 aufzunehmen, 

wenn er 

1. Zur Beſatzung des Fahrzeugs gehörte, d. h. es ſelbſtſtändig bediente oder auf 
ihm die Fiſcherei betrieb und 175 

2. bei dem Betriebe in der Regel keinen oder nicht mehr wie 2 Lohnarbeit 
beſchäftigte und 1 „* 

3. Die Schifffahrt oder Fiſcherei zum Ekverbe (nicht etwa nur zum Vergnüge 
oder als Sport) betrieb. \ 
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III. Die Ehefrau des Unternehmers kommt nur als Mitunternehmerin in Betracht, 
d. h. fie iſt in Spalte 4 aufzunehmen, wenn fte zur Beſatzung des Fahrzeuges 
gehört, in dem ſie auf dem Fahrzeug an der Bedienung deſſelben oder am 
Fiſchfange teilgenommen hat. 


IV. Nicht aufzunehmen ſind Perſonen, welche zwar in dem Betriebe, aber nicht 
auf dem Fahrzeug (3. B. auf dem Lande) beſchäftigt wurden. — 


— = — 3 
A. Unternehmer. B. Beſchäftigte Perſonen. 
Vor⸗ und Zuname Bor- und Zuname 
Lid. 7 05 . Lfd. der beſchäftigten Perſon 
N a) von kleineren Seefahrzeugen 5 5 
* b) von See- und Küſtenfiſcherei⸗ Nr. (auch Wohnort falls außerhalb 
fahrzeugen wohnhaft) 
45 2 { | 3 BE" 4 > 
1 N.N. (a) 1 N. N. 
1 0 2 I 
* 3 " 
77 75 
Neben, 0 5 5 
2 "n 6 " 
N.“ N. (@ 7 5 
2 " 8 5 
n 9 LU 
6 [8 U. e w. 


T def 
D Das 2. Leibhuſaren⸗Regiment Königin Viktoria von Preußen Nr. 2 wird am 
beienstag, den 18. Auguſt er. und am Donnerstag, den 20. Auguſt er. an 
den Tagen von 7 Uhr vormittags ab in dem Gelände zwiſchen Glettkau und Schmierau 
der See zu ein Gruppen⸗ und gefechtsmäßiges Scharfſchießen abhalten. 
% Das in Rede ftehende Gelände wird das Regiment durch Poſten abſperren laſſen. 
e Abſperrung nach der See zu wird durch einen Dampfer geſichert. 
Danzig, den 7. Auguſt 1903. Der Landrat. 


4 
Hoi Nach § 2 des Reichsgeſetzes vom 3. Juni 1900 betreffend die Schlachtvieh⸗ und 
alle beſchau, darf bei Schlachttieren, deren Fleiſch ausſchließlich im eigenen Haus⸗ 
3 des Beſitzers verwendet werden ſoll, ſofern ſie keine Merkmale einer der 
ußtauglichkeit des Fleiſches ausſchließenden Erkrankung zeigen, die Unterſuchung vor 


. 
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der Schlachtung und fofern ſich ſolche Merkmale auch bei der Schlachtung nicht ergeben 
auch die Unterſuchung nach der Schlachtung unterbleiben. Als eigener Haushalt in diefel 
Sinne iſt der Haushalt, der Kafernen, Krankenhäuſer, Erziehungsanſtalten, Speiſeanſtalten, 
Gefangenanſtalten, Armenhäuſer und ähnlicher Anſtalten, ſowie der Haushalt de 
Schlächter, Fleiſchhändler, Gaſt⸗, Schank⸗ und Speiſewirte nicht anzuſehen. 

Eine gewerbsmäßige Verwendung von Fleiſch, bei welchem auf Grund biele 
Beſtimmung die Unterſuchung unterbleibt iſt verboten und werden Zuwiderhandlungen 
gemäß § 27 N. 4 des Geſetzes mit Geldſtrafe bis zu 150 Mk. oder mit Haft beſtraſt 

Die Herren Amtsvorſteher erſuche ich um Bericht, ob dieſe Vorſchriften zu 
Unzuträglichkeiten geführt haben, namentlich ob Verletzungen der Beſchaupflicht bei Schlacht 
tieren und Fleiſch unter der Vorſpiegelung von Hausſchlachtungen vorgekommen find 
und ob bezw. welche Beſtrafungen dieſerhalb ſtattgefunden haben. 

Danzig, den 7. Auguſt 1903. Der Landrat. 


5 Die Guts⸗ und Gemeinde Vorſtände fordere ich auf, falls in ihrer Ortſchaft 
während der Jahre 1900, 1901 und 1902 Tiefbohrungen oder Ausgrabungen von 
mehr als 20 m Tiefe ausgeführt worden ſind, mir davon binnen 8 Tagen Anzeige 
zu machen, unter Angabe der Tiefe und des Zwecks dieſer Bohrungen, ſowie ob die 
Bohrung durch Handbetrieb oder Maſchinenbetrieb bewirkt wurde und wie viele Leute 
durchſchnittlich dabei beſchäftigt waren, auch ob dabei Unfälle vorgekommen und ob dieſe 
Unfälle tötlich geweſen ſind. 


Danzig, den 10. Auguſt 1903. Der Landrat. 
6 Der Hofbeſitzer Emil Czerwinski in Schüddelkau iſt zum Gemeindevorſteher del 
Gemeinde Schüddelkau wiedergewählt und von mir beſtätigt worden. 

Danzig, den 6. Auguſt 1903. Der Landrat. 
7 Der Hofbeſitzer Carl Schamp in Schüddelkau iſt zum Schöffen der Gemeind 
Schüddelkau wiedergewählt und von mir beſtätigt worden. 

Danzig, den 6. Auguſt 1903. Der Landrat. 

T...... TERZE 
Nichtamtlicher Teil. 

8 Wir beabſichtigen eine 


Verkaufsſtelle für künſtlichen Dünger, 
beſonders auch zur Abgabe in kleineren Poſten einzurichten und bitten um gefäll in 
umgehende Beſtellungen. Kainit, Thomasmehl, 40% Kalidüngeſalz iſt vo 


20. Auguſt ab vorräthig Zuckerfabrik Sobbowitz- 
2 KP vb n SS re Sul 


9 Jungvieh nimmt in Herbſtweide. Ziem, Landau. 


Redakteur J. V. Ernſt Brunzen, Danzig. 
Druck der Danziger Allgemeinen Zeitung, Danzig, A.⸗G., Hundegaſſe 51. 


